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A Bekanntmachungen des Landkreises Schaumburg 
 
 
pro-Invest: Förderung produktiver Investitionen in kleinen 
und mittleren Unternehmen im Gebiet der Regionalen 
Entwicklungskooperation Weserbergland plus 
 
Förderrichtlinie Landkreis Schaumburg  
 
1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen  
 
1.1 Die Europäische Union stellt im Rahmen des Zieles „Regi-
onale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ finanzielle 
Mittel aus dem Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung 
für die Schaffung und Sicherung dauerhafter Arbeitsplätze vor 
allem in kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) zur Verfü-
gung1. Im Zusammenwirken mit der niedersächsischen Lan-
desregierung wollen die Landkreise Hameln-Pyrmont, Holz-
minden, Nienburg und Schaumburg im Rahmen der Regiona-
len Entwicklungskooperation Weserbergland plus (REK) mit 
dieser Programmrichtlinie die europäische Zielsetzung unter-
stützen und die Wettbewerbsfähigkeit der KMU im Gebiet der 
REK fördern. 
 
1.2 Die Gewährung der Förderung erfolgt unter Anwendung der 
Freistellungsverordnung für kleine und mittlere Unternehmen2. 
 
1.3 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Förderung nach 
dieser Richtlinie besteht nicht, vielmehr entscheidet der Land-
kreis Schaumburg als bewilligende Stelle für den betreffenden 
REK-Gebietsteil nach pflichtgemäßem Ermessen und im Rah-
men der verfügbaren Haushaltsmittel. Der Landkreis Schaum-
burg setzt hierfür u.a. Mittel aus dem sog. „Regionalisierten 
Teilbudget“ entsprechend der Rahmenregelung des Landes 
Niedersachsen zur Förderung kleiner und mittlerer Unterneh-
men aus dem Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung 
ein. 
 
2. Gegenstand der Förderung / Ausschlüsse 
 
2.1 Folgende Maßnahmen werden gefördert:  
 
A. Produktive Investitionen: 
• Errichtung (Betriebsneugründungen und Ansiedlung) 
einer Betriebsstätte, wenn hierdurch mindestens ein Vollzeit-
dauerarbeitsplatz3 geschaffen und besetzt wird  
• Erweiterung einer Betriebsstätte, wenn hierdurch mindes-
tens ein Vollzeitdauerarbeitsplatz geschaffen und besetzt wird  
 
Bei folgenden Maßnahmen soll zumindest zur Sicherung von 
Arbeitsplätzen beigetragen werden: 
• Umstellung, Anpassung bzw. Umstrukturierung einer 
Betriebsstätte  
• Übernahme einer stillgelegten oder von Stilllegung be-
drohten Betriebsstätte  
• Maßnahmen zum Umweltschutz in ausgewählten Berei-
chen, z.B. Energieeinsparung, Nutzung erneuerbarer Energien 
usw. 
 
B. Nicht-Investive Maßnahmen: 
• Erstmalige Teilnahme an Messen im In- und Ausland  
• Inanspruchnahme von Dienstleistungen durch externe 
Berater, insbesondere im Bereich Existenzgründung (Grün-
dungsberatung, Gründungscoaching u.ä. soweit nicht durch 
den Europäischen Sozialfonds bzw. andere Förderinstrumente 
des Landes Niedersachsen förderfähig) sowie in Form be-
triebswirtschaftlicher, organisatorischer und technischer Bera-
tung, inkl. Krisen-/ Interimsmanagement. Ausgeschlossen sind 
fortlaufende oder regelmäßige Dienstleistungen, wie Steuerbe-
ratung, Wirtschaftsprüfung oder betriebsübliche Werbung 
 
2.2 Teilzeitarbeitsplätze werden entsprechend der jeweiligen 
Wochenarbeitszeit, Saisonarbeitsplätze mit der jahresdurch-
schnittlichen Arbeitszeit, sofern sie auf Dauer angeboten wer-
den, anteilig berücksichtigt. Teilzeitarbeitsplätze, die sozial-
rechtlich wegen Geringfügigkeit nicht zur Versicherungspflicht 
führen, sowie Aushilfskräfte, Praktikanten, Heimarbeiter und 
ABM-Kräfte bleiben unberücksichtigt. 

 
2.3 Ein zusätzlich geschaffener Ausbildungsplatz wird wie zwei 
Vollzeitdauerarbeitsplätze gewertet. 
 
2.4 Folgende Bereiche sind von der Förderung ausgeschlos-
sen: 
• Tätigkeiten, die die Herstellung, Verarbeitung und Ver-
marktung der im Anhang 1 EG-Vertrag aufgeführten landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse zum Gegenstand haben4, 
• Verkehrs- und Transportmittel des Verkehrssektors, 
• Exportbezogene Tätigkeiten, die unmittelbar mit den 
ausgeführten Mengen, der Errichtung und dem Betrieb eines 
Vertriebsnetzes oder den laufenden Ausgaben einer Exporttä-
tigkeit in Zusammenhang stehen, 
• Beihilfen, die von der Verwendung heimischer Erzeug-
nisse zu Lasten von Importwaren abhängig gemacht werden, 
• Stille Beteiligungen als „sonstige öffentliche Kapitalzu-
fuhr“, 
• Maßnahmen von Eigengesellschaften der Landkreise 
und Gemeinden. 
 
3. Zuwendungsempfänger  
 
3.1 Antragsberechtigt sind kleine und mittlere Unternehmen5 
die wirtschaftlich selbständig sind und ihre Betriebsstätte im 
Gebiet des Landkreises Schaumburg haben.  
 
3.2 Die Förderung erfolgt nicht branchenspezifisch. Gefördert 
werden können KMU aus Handel, Handwerk, Industrie, Gast-
ronomie- und Dienstleistungsgewerbe inkl. freiberuflich Tätige. 
 
3.3 Es besteht ein Verbot der Doppelförderung sowie ein 
Kumulierungsverbot zwischen der sog. Gemeinschaftsaufgabe 
zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur (GA)6 und 
dieser Richtlinie. Wurde ein GA-Förderantrag seitens der 
NBank abgelehnt, ist eine Förderung aus dieser Richtlinie 
ausgeschlossen. 
 
 
 
 
 
 
----------------------------------- 
1 Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 vom 05. Juli 2006, veröffentlicht im 
Amtsblatt der Europäischen Union, L 210 vom 31. Juli 2007, S. 1-11 
 
2 (VO (EG) Nr. 70/2001, veröffentlicht im Amtsblatt L 10/33 der Europäi-
schen Gemeinschaft vom 13.01.2001, in Verbindung mit VO (EG) Nr. 
364/2004 der Kommission vom 25. Februar 2004 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 70/2001 im Hinblick auf die Erstreckung ihres 
Anwendungsbereichs auf Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen, Abl. 
EG L 63/22 vom 28. Februar 2004 in Verbindung mit Verordnung (EG) 
Nr. 1976/2006 der Kommission vom 20. Dezember 2006, veröffentlicht 
im Amtsblatt L 368/85 der Europäischen Gemeinschaft vom 23.12.2006, 
welche die Anwendung der KMU-Freistellungsverordnung in der gelten-
den Fassung 2001 befristet bis zum 30. Juni 2008. Im Hinblick auf die 
ausstehenden Anpassungen der KMU-Freistellungsverordnung durch 
die EU-Kommission mit Wirkung vom 01.Juli 2008 sind die dann gelten-
den Regelungen anzuwenden. 
 
3 Siehe Ziffern 2.2, 2.3 und 6.6 
 
4 Die Liste kann bei der Bewilligungsstelle oder unter 
http://europa.eu.int/eur-lex/de/treaties/dat/C_2002325DE.015701.html 
eingesehen werden. 
 
5 Definition der Verordnung (EG) Nr. 70/2001 der Kommission vom 12. 
Januar 2001 über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf 
staatliche Beihilfen an kleine und mittlere Unternehmen (ABL. L10/33 v. 
13.1.2001) in der jeweils gültigen Fassung. Demnach sind mittlere 
Unternehmen dadurch definiert, dass sie weniger als 250 Personen 
beschäftigen und entweder einen Jahresumsatz von max. 50 Mio. Euro 
erzielen oder eine Jahresbilanzsumme von max. 43 Mio. Euro aufwei-
sen. Kleine Unternehmen beschäftigen weniger als 50 Personen und 
weisen einen Jahresumsatz oder eine Jahresbilanzsumme von max. 10 
Mio. Euro auf. 
 
6 Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur“ in der jeweils geltenden Fassung. 

http://europa.eu.int/eur-lex/de/treaties/dat/C_2002325DE.015701.html
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4. Förderfähige Kosten:  
 
4.1 Folgende Kosten sind förderfähig: 
• Anschaffung oder Herstellung der zum Investitionsvorha-
ben zählenden Wirtschaftsgüter des Sachanlagevermögens 
inkl. entsprechender Fachplanungen, 
• Kosten für den Erwerb von Schutzrechten (Patente, 
Lizenzen u.ä.), 
• Beratungskosten, sofern sie von entsprechend fachkun-
digen und unabhängigen Personen bzw. Einrichtungen er-
bracht werden, 
• Markterschließungskosten/Messeauftritt (Miete, Trans-
port, Aufbau und Betrieb des Standes). 
• Sind Investor und Nutzer nicht identisch: Förderung von 
Wirtschaftsgütern, die im Rahmen einer entgeltlichen Nut-
zungsvereinbarung zwischen Investor und Nutzer von diesem 
genutzt werden. 
 
4.2 Innerhalb der Maßnahmen sind folgende Kosten nicht 
förderfähig: 
• Leasing 
• Mietkauf (nur wenn Aktivierung beim Kapitalgeber erfolgt) 
• Rabatte/Skonti 
• Erstattungsfähige Mehrwertsteuer, 
• Sollzinsen/Finanzierungskosten, 
• Erwerb von Grundstücken für einen Betrag, der 10 % der 
gesamten zuschussfähigen Ausgaben für das betreffende 
Vorhaben übersteigt, 
• Ausgaben für den Wohnungsbau. 
 
5. Art, Umfang und Höhe der Förderung  
 
5.1 Die Förderung wird in Form eines nicht rückzahlbaren 
Investitionszuschusses als Anteilsfinanzierung gewährt.  
 
5.2 Die Höhe des Zuschusses beträgt für produktive Investitio-
nen  
• für mittlere Unternehmen   max.   7,5 % 
• für kleine Unternehmen   max. 15,0 % 
der zuwendungsfähigen Kosten; höchstens jedoch 200.000,- € 
 
5.3 Nicht-investive Maßnahmen können mit bis zu 50 % der 
Bruttokosten bei Maßnahmen gem. Ziffer 2.1 B gefördert wer-
den, höchstens jedoch bis zu einem Betrag von 5.000,- €. 
 
5.4 Die finanzielle Eigenbeteiligung des Antragstellers soll im 
Regelfall 20 % der Kosten nicht unterschreiten.  
 
6. Sonstige Zuwendungsvoraussetzungen und Bestim-
mungen  
 
6.1 Eine Förderung nach dieser Richtlinie ist nur möglich, wenn 
die bewilligende Stelle vor Beginn des Investitionsvorhabens 
schriftlich bestätigt, dass die Fördervoraussetzungen vorbehalt-
lich einer detaillierten Prüfung dem Grunde nach erfüllt sind. 
Dabei ist als Vorhabensbeginn grundsätzlich der Abschluss 
eines dem Vorhaben zuzurechnenden Lieferungs- und Leis-
tungsvertrages zu werten.  
 
6.2 In den Fällen, in denen gem. Ziffer 2.1 eine Arbeitsplatzer-
höhung Fördervoraussetzung ist, werden nur die Arbeits- bzw. 
Ausbildungsplätze berücksichtigt, die nach Eingang der Bestä-
tigung der grundsätzlichen Erfüllung der Fördervoraussetzun-
gen durch die bewilligende Stelle geschaffen und besetzt wor-
den sind. 
 
6.3 Die Gesamtfinanzierung des Vorhabens muss sicherge-
stellt sein. 
 
6.4 Eine Förderung des Vorhabens ist nur möglich, wenn die 
förderfähigen Gesamtkosten  
• bei produktiven Investitionen:  20.000,- € 
• bei nichtinvestiven Maßnahmen:    1.000,- € 
nicht unterschreiten. 
 
6.5 Zur Förderung produktiver Investitionen muss ein in sich 
geschlossenes Investitionsvorhaben vorliegen. Eine erneute 

Förderung desselben Antragstellers ist auch bei Vorliegen der 
sonstigen Fördervoraussetzungen nur möglich, wenn es sich 
um ein neues, in sich abgeschlossenes Investitionsvorhaben 
handelt. 
 
6.6 Die mit Hilfe des Zuschusses erworbenen oder hergestell-
ten Gegenstände müssen für die Dauer von mindestens fünf 
Jahren zweckgebunden verwendet werden. Die im Rahmen 
der Maßnahme neu geschaffenen Arbeitsplätze müssen für 
einen Zeitraum von mindestens drei Jahren nach Abschluss 
der Maßnahme vorgehalten und besetzt werden. 
 
6.7 Die geförderte Betriebsstätte oder Teile davon dürfen 
innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren nicht stillgelegt, 
anderen übertragen oder zur Nutzung überlassen oder aus 
dem Gebiet des Landkreises Schaumburg hinaus verlagert 
werden. Für den Begriff „Betriebsstätte“ gilt § 12 der Abgaben-
ordnung; mehrere Betriebsstätten eines Antragstellers/in in 
derselben Stadt / Gemeinde gelten als eine einheitliche Be-
triebsstätte. 
 
6.8 Der Durchführungszeitraum, innerhalb dessen das Vorha-
ben abgeschlossen sein muss, ist i.d.R. auf 15 Monate be-
grenzt. 
 
7. Verfahren 
 
7.1 Anträge auf Gewährung einer Förderung sind vor Investiti-
onsbeginn (vgl. Ziffer 6.1) unter Verwendung des entspre-
chenden Antragsformulars zusammen mit den darin genannten 
Unterlagen an die Bewilligungsstelle zu richten. 
 
7.2 Die im Antrag gemachten Angaben sind subventionserheb-
lich im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch. 
 
7.3 Über die Förderung einer Maßnahme entscheidet der 
jeweilige Landkreis unter Beteiligung der Lenkungsgruppe der 
Regionalen Entwicklungskooperation Weserbergland plus 
unter Berücksichtigung der Scoringliste „Antragsbewertung für 
investive Vorhaben“ in der jeweils geltenden Fassung. 
 
7.4 Nach Abschluss der Maßnahme ist innerhalb eines Monats 
ein von einem Steuerberater/Wirtschaftsprüfer testierter Ver-
wendungsnachweis bei der Bewilligungsstelle vorzulegen. Der 
Verwendungsnachweis setzt sich zusammen aus einem Sach-
bericht und einem zahlenmäßigen Nachweis. Mit dem Ver-
wendungsnachweis sind Originalrechnungen oder einzeln 
testierte Rechnungskopien vorzulegen. 
 
7.5 Der Zuschuss wird nach Abschluss der Maßnahme und 
Vorlage des ordnungsgemäßen Verwendungsnachweises 
direkt an den Antragsteller ausgezahlt. 
 
7.6 Der Zuschuss kann zurückgefordert werden, wenn, 
• der Betrieb vor Ablauf von 5 Jahren veräußert, stillgelegt 
oder an einen Standort außerhalb des REK-Gebietes verlagert 
wird,  
• die im Antrag angegebenen Dauerarbeitsplätze nicht 
geschaffen und mindestens drei Jahre nicht besetzt wurden, 
• die Bedingungen des Bewilligungsbescheides nicht 
eingehalten werden.  
 
7.7 Sämtliche Belege für das geförderte Vorhaben sind – den 
einzelnen Mittelanforderungen eindeutig zugeordnet – bis zum 
31.12.2022 aufzubewahren. 
 
7.8 Die Bewilligungsstelle bzw. die von ihre beauftragte Ein-
richtung ist berechtigt, die Antragsangaben, die Fördergrund-
lagen, die Erfüllung der Fördervoraussetzungen und bestim-
mungen sowie sonstige im Rahmen der Zuschussgewährung 
bedeutsame Umstände beim Antragsteller vor Ort zu überprü-
fen. Ebenso bleibt externen Prüfstellen des Landes, des Bun-
des und der Europäischen Kommission eine entsprechende 
Prüfung vorbehalten. 
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7.9 Der Antragsteller verpflichtet sich gem. der Transparenz-
richtlinie der EU-Kommission7, einer Veröffentlichung seiner 
Förderdaten (Begünstigter, Vorhabensbezeichnung, Betrag der 
bereitgestellten öffentlichen Beteiligungen) zuzustimmen. 
 
VIII. Inkrafttreten, Zeitliche Befristung  
 
Diese Richtlinie tritt mit Veröffentlichung im Amtsblatt des 
Landkreises Schaumburg in Kraft und gilt bis zum 31.12.2013 
unter der Voraussetzung der Verfügbarkeit entsprechender 
Haushaltsmittel. 
 

Stadthagen, 13.08.2007 
 

Landkreis Schaumburg 
 

Der Landrat 
Heinz-Gerhard Schöttelndreier 

 
 
 
----------------------------------- 
7 VO (EG) Nr. 1828/2006 vom 08. Dezember 2006, veröffentlicht im 
Amtsblatt L 371 vom 27. Dezember 2006 
 
------------------------------------------------------------------------------------ 
 
pro-Invest: Förderung produktiver Investitionen in kleinen 
und mittleren Unternehmen im Gebiet der Regionalen 
Entwicklungskooperation Weserbergland plus 
 
Antragsbewertung für investive Vorhaben* 
 
Lfd. 
Nr. 

Kriterium Maximale 
Punkte 

Erreichte 
Punkte 

1. Antragsteller 30  
1.1 Kleinstunternehmen (1 bis 

9 Mitarbeiter) 
30  

1.2 Kleinunternehmen (10 bis 
49 Mitarbeiter) 

20  

1.3 Mittleres Unternehmen (50 
bis 249 Mitarbeiter) 

10  

2. Art der Investition 30  
2.1 Errichtung/Übernahme 

eines Betriebsstätte 
30  

2.2 Erweiterung eines Be-
triebsstätte 

20  

2.3 Umstel-
lung/Anpassung/Umstruktur
ierung einer Betriebsstätte 

10  

3. Arbeitsplatzeffekte 150  
3.1 Schaffung Dauerarbeits-

plätze 
60  

3.1.1 Erhöhung Dauerarbeits-
plätze um mehr als 100 % 

60  

3.1.2 Erhöhung Dauerarbeits-
plätze um 50 – 100 % 

40  

3.1.3 Erhöhung Dauerarbeits-
plätze um unter 50 % 

20  

3.2 Schaffung Ausbildungsplät-
ze 

30  

3.2.1 Pro geschaffenem Ausbil-
dungsplatz 10 Pkte, max. 
30 Pkte 

30  

3.3 Arbeitsplätze, die in beson-
derer Weise geeignet sind, 
Familie und Beruf zu ver-
binden 

30  

3.3.1 Pro derart geschaffenem 
Arbeitsplatz 10 Pkte, max. 
30 Pkte 

30  

3.4 Investitionskos-
ten/Arbeitsplatz 

30  

3.4.1 Investitionskos-
ten/Arbeitsplatz unter 
50.000,- € 

30  

 

Lfd. 
Nr. 

Kriterium Maximale 
Punkte 

Erreichte 
Punkte 

3.4.2. Investitionskos-
ten/Arbeitsplatz 50.000,- bis 
100.000,- € 

20  

3.4.3 Investitionskos-
ten/Arbeitsplatz über 
100.000,- € 

20  

4. Innovativer Charakter 30  
4.1 Entwicklung eines neuen 

Produkts/-r neuen Dienst-
leistung 

30  

4.2 Entwicklung eines neuen, 
innovativen Produktions-
prozesses 

20  

5.  Nachhalti-
ge/umweltbezogene 
Investitionen u. Maßnah-
men 

30  

5.1 Investition geht über ge-
setzliche Vorgaben weit 
hinaus 

30  

5.2 Umstellung auf umwelt-
freundlichere Prozesse 

20  

5.3 Anschaffung energiespa-
render Maschi-
nen/Wirtschaftsgüter 

10  

6. Sicherung der Betriebs-
nachfolge 

30  

6.1 Nachfolge wird bereits 
eingearbeitet 

30  

6.2 Nachfolgeregelung ist 
bereits vertraglich/schriftlich 
fixiert 

20  

6.3 Nachfolgeregelung ist in 
Planung 

10  

7. Übereinstimmung mit 
REK-Zielen 

60  

7.1 Investition in Kooperation 
und zu REK-
Schwerpunktthema 

60  

7.2 Investition liegt innerhalb 
der REK-
Schwerpunktthemen 

50  

7.3 Investition wird in Koopera-
tion durchgeführt 

40  

8. Bereits erfolgte Förde-
rung aus dieser Richtlinie 

- 50  

8.1 Pro Förderung innerhalb 
der letzten sechs Jahre: 
Punktabzug 

- 50  

    
9. Gesamt 360  

 
Prioritätensetzung 
 

Lfd. 
Nr. 

Priorität erreichte 
Punkte 

ent-
spricht 

(%) 
1 Mit höchster Priorität zur 

Förderung empfohlen 
über 270 über 75 

2 Uneingeschränkt zur Förde-
rung empfohlen 

216 - 270 60 - 75 

3 Zur Förderung nur bei 
Mittelverfügbarkeit empfoh-
len 

109 - 215 30 – 59 

4 Nicht zur Förderung emp-
fohlen 

bis 108 unter 30 

 
 
*Die REK-Gremien behalten sich vor, den Bewertungsbogen 
nach einer 6-monatigen Pilotphase auf den festgestellten 
Bedarf sowie auf eventuelle Veränderungen in der Mittelaus-
stattung anzupassen. 
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B Bekanntmachungen der kreisangehörigen Städte 
 und Gemeinden 
 
 
 
C Amtliche Bekanntmachungen anderer  
 Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des  
 öffentlichen Rechts 
 
 
 
D Sonstige Mitteilungen 
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